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III. VERFAHRENSVERMERKE:  
 

1. Der Beschluß zur Änderung des Bebauungsplanes wurde vom Ausschuss für Umwelt, Bau-
leitplanung und Verkehr der Gemeinde Planegg am 01.07.2010 gefasst und am 11.10.2010 
ortsüblich bekannt gemacht (BauGB §2 Abs.1). 

 
 
Die Information der Bürger über die Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten 
Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach §2 Abs.4 über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung vom 22.09.2011 hat 
in der Zeit vom 23.09.2011 bis 07.11.2011 stattgefunden. (§ 13a Abs. 3 Nr.2 BauGB). 

 
 

Die öffentliche Auslegung des vom Ausschuss für Umwelt, Bauleitplanung und Verkehr der 
Gemeinde Planegg am 22.09.2011 gebilligten Entwurfes des Bebauungsplans in der Fas-
sung vom 22.09.2011 und die Beteiligung der Behörden haben in der Zeit vom 04.10.2011 
bis 07.11.2011 stattgefunden (§ 3 Abs.2 i.V. mit § 4 Abs.2 BauGB). 

 
 

Die erneute öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfes in der Fassung vom 
15.12.2011 und die Beteiligung der Behörden haben in der Zeit  vom 10.01.2012 bis 
25.01.2012 stattgefunden (BauGB § 3 Abs. 2 i.V. mit § 4a Abs. 3 Satz 3). 

 
 

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan in der Fassung vom 19.04.2012 wurde vom 
Ausschuss für Umwelt, Bauleitplanung und Verkehr der Gemeinde Planegg am 19.04.2012 
gefasst (BauGB §10 Abs. 1). 

 
 

Planegg, den _______________ 
 
 
 
 
 

________________________________ 
(Siegel)  (Annemarie Detsch, Erste Bürgermeisterin) 

 
 
 

2. Die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan erfolgte 
am _____________; dabei wurde auf die Rechtsfolgen des BauGB § 44 und § 215 sowie 
auf die Einsehbarkeit des Bebauungsplanes hingewiesen. 
 
Mit der Bekanntmachung trat der Bebauungsplan in der Fassung  vom 19.04.2012 in Kraft 
(BauGB §10 Abs. 3). 

 
 
 

Planegg, den _______________ 
 
 
 
 

________________________________ 
(Siegel)  (Annemarie Detsch, Erste Bürgermeisterin)                                        
 
 
 
 
                                                                                                                                              . 
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 der §§ 1-4, 8, 9 und 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geä. durch Art. 1 G v. 22.07.2011 (BGBl. I, 
S. 1509); 

 des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geändert am 27.07.2009 
(GVBl. S. 400); 

 des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt geändert am 25.02.2010 (GVBl. S. 66); 

 der Verordnung über bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung 
vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert am 22.04.1993 (BGBl. I S. 466); 

 der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Darstellung des 
Planinhaltes (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58/1991), zuletzt geä. durch Art. 2  
G v. 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509); 

 Art. 11 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542, zu-
letzt geä. durch Art. 3 G v. 28.07.2011 (BGBl. I, S. 1960) in Verbindung mit 

 Art. 4 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) vom 23.02.2011 (GVBl. 
2011, S. 82) 

 
diesen Bebauungsplan 
 

1. Änderung Bebauungsplan   
Nr. 66 
 
 

 
als Satzung. Diese 1. Änderung zum Bebauungsplan Nr. 66 ersetzt alle innerhalb seines 
jetzigen Geltungsbereichs früher festgesetzten Bebauungs- und Baulinienpläne. Dies sind 
namentlich: 
 
 Bebauungsplan Nr. 66 für die „Gemeinbedarfsflächen am Feodor-Lynen-Gymnasium in 

der Fassung vom 31.08.2006“, Rechtskraft 11.10.2006, 
 Bebauungsplan Nr. 63.1 „Münchner Strasse (St 2344) von der Thomas-Diewald-Straße 

bis östlich der Richard-Wagner-Straße – Errichtung von Lärmschutzwänden“, Rechts-
kraft seit 07.12.2009. 

 
 

I. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN UND TEXT 
 
 
1. Räumlicher Geltungsbereich 
 

1.1.  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungs-
plans Nr. 66 
 

 
 
 
2. Art der baulichen Nutzung 
 

2.1. Fläche für Gemeinbedarf 
 
 

2.1.1. Sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen 
 
 

2.1.2. Flächen für Sport- und Spielanlagen 
Zulässig sind Nebengebäude bis zu einer Grundfläche von 30 m² und einer First-
höhe kleinergleich 3,5 m über Oberkante des natürlichen Geländes gemäß Hö-
henentwicklung in der Planzeichnung. 

 
2.1.3. Nähere Zweckbestimmung (z.B. Kletteranlage) 
 
 
2.1.4. Bezeichnung der einzelnen Bauquartiere, z.B. G-01 
 
 

 
 

3. Maß der baulichen Nutzung 

 
3.1. Grundflächen der Sport- und Spielanlagen 

Die höchstzulässige Grundfläche für die unter Ziffer 2.1.2 festgesetzten Sport- und 
Spielanlagen wird mit 5.400 m² festgesetzt.  

 
3.2. Zulässige Grundfläche im Bauquartier (z.B. G-01) als Höchstmaß in Quadratme-

tern, z.B. 1.450 m². 
 
3.3. Grundflächen nach BauNVO § 19 (4) im Bauquartier 

Die festgesetzte Grundfläche eines Bauquartiers darf durch die Grundflächen der in 
§ 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO genannten Anlagen bis zu 50 % überschritten werden, 
höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,80.  

 
3.4. Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß 

 
 
3.5. Wandhöhe 

Die Wandhöhe bemisst sich jeweils vom Schnittpunkt der Oberkante Dachaußen-
haut mit der jeweiligen natürlichen, oder festgesetzten Geländeoberfläche. 
Höhenfestlegung erfolgt nach absoluter Wandhöhe über NN. 
 
 
 

4. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen  
 

4.1. Baugrenze 
  

4.2. Baugrenze, gültig für Unterbauungen  
 

4.3. Bauweise 
Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird eine offene Bauwei-
se gemäß BauNVO § 22 Abs. 2 festgesetzt. 

 
 
 

5. Verkehrsflächen 
5.1. Öffentliche Straßenverkehrsflächen, bestehend aus 

- Öffentliche Straßenverkehrsfläche / Fahrbahn, 

- Gehweg, 

- Fuß und Radweg, 

- Straßenbegleitgrün. 
 
 

5.2. Straßenbegrenzungslinie 
 

 
5.3. Zu errichtender Privatweg 

Die Lage ist innerhalb des jeweiligen Grundstücks verschiebbar, eine Mindestbreite 
von 3,0 m für mit Kraftfahrzeugen zu befahrende Flächen ist jedoch sicherzustellen. 

 
 
5.4. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen nach BauGB § 9, 

Abs. 1 Nr. 21 – Fördertunnel von Gräfelfing nach Planegg. 
 
 

5.5. Sichtdreieck 
Sichtdreieck mit maßlicher Angabe der Schenkellänge, z.B. 70 m 
Sichtbehinderungen mit einer Höhe von mehr als 80 cm sind unzulässig. Eine Aus-
nahme bilden einzelne hochstämmige Bäume. 

 
 

5.6. Parkierungsflächen, Garagen, Fahrräder  
 
 

5.6.1. Zweckbestimmung: Private Verkehrsfläche Parkplatz 
 
      

5.6.2. Zweckbestimmung: Private Verkehrsfläche Garagen   
 
 

5.6.3. Zweckbestimmung: Private Verkehrsfläche für oberirdische, überdachbare Stell-
plätze motorisierter Zweiräder  
 

 
5.6.4. Zweckbestimmung: Private Verkehrsfläche für offene oder überdachbare Fahrrad-

stellplätze 
 
5.6.5. Sämtliche nichtüberdachten Stellplätze sind mit versickerungsfähigen Belägen 

auszuführen.  
    

 
5.7. Einfahrtsbereich 

Einfahrten für die betroffenen Grundstücke sind ausschließlich innerhalb dieses Be-
reichs erlaubt.  

 
 
 

6. Grünordnung, Bodenschutz und Einfriedungen    
 

6.1. Begrünung allgemein 
Die Freiflächen sind nach den Satzungsbestimmungen der Grünordnung zu begrü-
nen und in dieser Weise zu erhalten. Ausgefallene Gehölze sind entsprechend den 
Mindestpflanzqualitäten nach zu pflanzen. Von den Begrünungsfestsetzungen aus-
genommen sind die bebauten Flächen entsprechend der festgesetzten Bauräume 
einschl. der für den Betrieb notwendigen Nebenflächen und Zugänge, die für die 
vorgesehene Nutzung befestigte Flächen innerhalb der Flächen für Nebenanlagen, 
sowie die Flächen für notwendige Wege und Zufahrten. 
 

6.2. Mindestpflanzqualitäten 
Die zu pflanzenden Bäume müssen folgenden Mindestpflanzqualitäten entsprechen: 
Große Bäume (Endwuchshöhe größer 18 m): Stammumfang 20-25 cm, Mittelgroße 
und kleine Bäume: Stammumfang 18-20 cm (Stammumfänge gemessen in 1 m Hö-
he). 
 

6.3. Baumpflanzungen  
 
Große Bäume zu pflanzen 
 
 
Mittelgroße und kleine Bäume zu pflanzen 
 
Die im Plan dargestellten Standorte der zu pflanzenden Bäume können verschoben 
werden, sofern hierdurch die planlich festgesetzten, jeweiligen Ziele und Grundzüge 
gewahrt bleiben. 
 
 

6.4. Baumpflanzungen in befestigte Flächen 
Bäume innerhalb von befestigten Flächen und innerhalb von Baumstreifen oder 
Baumbeeten von PKW-Stellplatzflächen sind in mindestens 24 m² große, sparten-
freie und offen durchwurzelbare Baumscheiben zu pflanzen. Für den Betrieb erfor-
derliche Teilversiegelungen der Baumscheiben sind mit wasser- und luftdurchlässi-
gen Befestigungen und mit durchwurzelungsfördernden, überbaubaren Baumsub-
straten herzustellen. 

 
6.5. Landschaftsgerecht zu gestaltende und zu begrünende Flächen 

sind mit standortgerechten, heimischen Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen und 
mit artenreichen, extensiven Wiesenflächen anzusäen, sowie als naturnahe Flächen 
mit extensiver Pflege zu entwickeln. 
Die Anzahl der zu pflanzenden Bäume muss der Darstellung im Plan entsprechen. 
Die Lärmschutzwälle südlich des Parkplatzes und die Flächen östlich der Sommer-
stockbahnen, sowie die Rahmeneingrünungen der Sportflächen im Osten sind als 
geschlossene Pflanzungen anzulegen. Hierbei ist für die Strauchpflanzungen ein An-
teil von mind. 20% Vogelschutzgehölzen zu pflanzen. 
Die Übergangsbereiche nach Süden und zum Weg östlich der Sommerstockbahnen 
sind mit offenen Wiesenflächen anzulegen. 

 
6.6. Parkartig zu gestaltende und zu begrünende Flächen 

sind vorwiegend mit heimischen, sowie standortgerechten Bäumen, Sträuchern und 
Stauden zu bepflanzen. Gärtnerische Arten sind für Flächenpflanzungen, sowie 
Sträuchern und Bäumen im Nahbereich von Gebäuden und Bauwerken zulässig. 
Die Anzahl der zu pflanzenden Bäume muss der Darstellung im Plan entsprechen. 
Die Flächen südlich des Kupferhauses sind mit benutzbaren Rasenflächen anzule-
gen und mit intensiver Pflege zu unterhalten. 
Zum öffentlichen Geh- und Radweg der Münchner Straße im Süden ist ein ca. 18 m 
breiter Streifen mit niedrigen, bodenbedeckenden Gehölzen und / oder Stauden zu 
begrünen, deren Wuchshöhe freie Durchsicht für Fußgänger ermöglicht. 

 
6.7. Flächen zu begrünen und zu bepflanzen 

sind mit Bäumen, Sträuchern, sowie Stauden oder Ansaatflächen zu begrünen. 
Die Anzahl der zu pflanzenden Bäume muss der Darstellung im Plan entsprechen. 
Die Flächen südlich der Sportflächen im Osten sind langfristig von den bestehenden 
Ruderalfluren mit Gehölzen in Magerrasenflächen zu entwickeln. 

 
6.8. Bäume in bodendeckenden Pflanzungen, sowie Rasen- und Wiesenflächen 

sind als Hochstämme zu pflanzen und zu entwickeln. 
 

6.9. Flächen mit Bindungen für Bepflanzung und Erhaltung von Bepflanzungen 
als Rahmengrünstreifen am Ostrand des Planungsgebietes und Ortsrand zur freien 
Landschaft sind in ihrem Bestand (Benjes-Hecke) zu erhalten, mit heimischen Vo-
gelschutzgehölzen und heimischen Bäumen entsprechend der Darstellung im Plan 
zu ergänzen. Zum Schutz gegen Störungen sind die Flächen landschaftlich ange-
messen zu umzäunen. 
 

6.10.  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur 
und Landschaft  
Ausgleichsfläche nach BauGB § 9 Abs. 1. Nr. 20 für Eingriffe im gesamten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 66. 
Auf der Ausgleichsfläche ist eine Bepflanzung mit standortheimischen Laubgehölzen 
und einem gestuften Krautsaum von mindestens 2 m Breite herzustellen. Je ange-
fangene 100 m2 Fläche ist ein Laubbaum sowie 15 Sträucher in versetzten Reihen 
zu pflanzen. Die Anpflanzung ist mindestens 3 Jahre zu pflegen und naturnah zu 
entwickeln. 
 

6.11.  Zu erhaltene Hartriegelheckenstruktur 
Zu erhaltende Hartriegel-Heckenstruktur östlich der Sommerstockbahnen. Ergän-
zende Baumpflanzungen sind zulässig. 
 

 
6.12.  Artenschutz 

Zum Schutz von Individuen sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten europäischer 
Vogelarten, die an Gehölzen brüten, dürfen Gehölze im Zeitraum vom 01.03. bis 
01.10. eines Jahres nicht entfernt werden. 
Während Baumaßnahmen sind zu erhaltende Gehölzbestände im Umgriff und auf 
den angrenzenden Flächen vor Zerstörung und Beeinträchtigung durch Schutzmaß-
nahmen, wie Baumschutzzäune in 1 m Abstand um die Kronentraufbereiche sowie 
fachgerechte Stamm- und Wurzelschutzmaßnahmen zu schützen. 
 
 
 

7. Gebäudestellung, Baukörper und Ausführung 
 

7.1. Natürliche Geländeoberfläche: Aufschüttungen und Abgrabungen 
Aufschüttungen und Abgrabungen sind zulässig.  

 
7.2. Aufgehende Wände, Fassaden 

Zulässig sind helle Putzfassaden, stehende und/oder liegende Holzverkleidungen 
und Metallfassaden. Bei Einsatz von Kupferverkleidungen  ist an die Gestaltung des 
bestehenden sog. „Kupferhauses“ im Westen des Plangebiets anzuknüpfen. 

 
Geschlossene Wand- und/oder Fassadenelemente > 10,00 m Länge  sind gestalte-
risch mittels baulicher Elemente z.B. verglaste senkrechte Bänder, abgesetzte 
Rankgitter, Materialwechsel deutlich zu gliedern. 

 
 
 

8. Dächer und Dachneigungen 
 

8.1. Satteldächer (SD)  
Zulässig sind Satteldächer mit einer Dachneigung bis zu 45°. 
Für die Eindeckung von Satteldächern dürfen nur Dachziegel und Dachsteine aus 
Naturtönen, oder optisch gleichartigen anderen Materialien  sowie Blechdacheinde-
ckungen aus Titan-Zink naturgrau oder optisch  gleichartigen aber  gleichfarbigen 
Materialien verwendet werden. 

 
8.2. Dachneigung für Satteldächer 

Maximale festgesetzte Dachneigung für Satteldächer in Altgrad.  
 

8.3. Flachdächer 
Zulässig sind Flachdächer mit einer Dachneigung von 0° bis 5° (Altgrad). 
Flachdächer sind extensiv zu begrünen. Bei Einsatz von Solaranlagen können Kies-
pressdächer bis maximal zu 300% der Grundfläche der Solaranlage eingebaut wer-
den. Die Fläche unterhalb der Kollektoren ist dabei mit einzurechnen. 
 
Die Dachebene ist baulich von den aufgehenden Wänden deutlich mit einer Min-
desthöhe von  > 50 cm umlaufend über ein Oberlichtband abzusetzen. 
 
Ein umlaufender Dachüberstand von > 50 cm ist zwingend vorgeschrieben. Die 
Baugrenzen dürfen um das Maß der Dachüberstände überschritten werden. Ein 
Mindestabstand zu benachbarten Gebäuden von 5,0 m ist dabei jedoch einzuhalten 
(Brandschutz). 

 
8.4. Firstrichtung  

Die in der Planzeichnung festgesetzten Firstrichtungen sind einzuhalten 
 

8.5. Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren 
Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren sind gemäß BayBO Art. 57 (1) Ziffer 3a 
auf Dachflächen zulässig. Bei Einsatz auf Flachdächern dürfen in Abweichung von 
BayBO Art. 57 (1) Ziffer 3a bis zu 80 % der jeweiligen Dachfläche überbaut werden. 

 
8.6. Dacheinschnitte 

Dacheinschnitte (negative Dachgauben) sind unzulässig 
 

8.7. Zwerchgiebel (Definition siehe Begründung zum B-Plan) 
Zwerchgiebel sind unzulässig. 

 
8.8. Quergiebel bzw. Gegengiebel (Definition siehe Begründung zum B-Plan) 

Quergiebel bzw. Gegengiebel sind zulässig  ab einer Giebelbreite mit einem fertigen  
Außenmaß von mindestens 4,0 m und einem Vorsprung gegenüber der traufseitigen  
Wandfläche  des Hauptgebäudes von  mindestens 2,0 m. Der First des Quergiebels 
darf dabei  nicht höher als der Hauptfirst liegen. 

 
 
 
9. Schallschutz und Erschütterungsschutz 

 
9.1. Höhenangaben 

Höhenangaben in m ü. NN für einzuhaltende Höhen der Oberflächen bzw. Oberkan-
ten von befestigten Flächen, Stellplatzflächen und Lärmschutzwällen. 

 
9.2. Belagsflächen Parkplätze 

Die Fahrgassen der Parkplätze sind mit einem wasserundurchlässigen, glatten (ge-
räuscharmen) Belag zu befestigen. Die Parkstände sind mit einem wasserdurchläs-
sigem, versickerungsfähigen Belag zu befestigen. 
 

9.3. Lärmschutzwälle  
Diese sind mit Ihrer Oberkante bis auf die im Plan angegeben Höhenkoten ü.NN 
aufzuschütten, die zu den Parkplätzen weisenden Böschungen mit einer Neigung 
von 1:1,5 zu modellieren. 
 

9.4. Geländestützmauern  
Diese sind in Ihrer Lage entsprechend der Plandarstellung beidseitig der öffentlichen 
Verkehrsflächen der Feodor-Lynen-Straße und in Höhe und Ansichtsprofil entspre-
chend dem Profil der Lärmschutzwälle anzulegen. Die Oberkanten der Stützmauern 
sind so zu wählen, dass auch bei Starkregen kein Niederschlagswasser von den 
Wallflächen über die Mauern auf die angrenzenden, öffentlichen Verkehrsflächen 
laufen kann (mind. 10 cm über die Oberkanten des Walles). 
 

 
 
10. Sonstiges                                                                   

 
 
10.1. Verbindliche Maßangabe in Metern 
 
 
10.2. Erschließungsleitungen 

Erschließungsleitungen (z.B. Strom, Telekom) sind aus städtebaulichen Gründen 
ausschließlich unterirdisch zu verlegen (BauGB § 9 Abs.1 Nr. 13). 
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II. HINWEISE 
 

1. Bestehende und für die Festsetzungen des Bebauungsplanes maßgebliche 
Grundstücksgrenze 

 
2. Vorgeschlagene Gebäude 
 
 
3. Bestehende Gebäude 
 
 
4. Bestehende Nebengebäude 
 
 
5. Nachrichtliche Übernahme Freiflächenplanung Landschaftsarchitekt Roos / be-

stehende Stockschützenbahnen 
 

 
6. Flurstücknummern der Gemeinde Planegg 
 
 
7. Nutzungsschablone  

 
 
 
 
 
8. Böschung mit Höhenangabe in m ü. NN 

nicht zur Maßentnahme geeignet. 
 
  

 
9. Bestehende unterirdische Leitungen 

 
Erdgas 
 
Wasser, Abwasser 

 
 
10. Bestehende technische Anlagen 

 
Bestehende technische Anlagen (Lüftungsleitungen, Elektro).  

 
 

11. Wasserwirtschaft 
Sämtliche Bauvorhaben müssen vor der Fertigstellung an die zentrale Wasserversor-
gungsanlage angeschlossen sein. 
 
Das Abwasser ist im Trennsystem abzuleiten. Sämtliche Bauvorhaben sind an die 
zentrale Abwasserbeseitigungsanlage vor der Fertigstellung anzuschließen. Zwi-
schenlösungen werden nicht zugelassen. Die Grundstücksentwässerungsanlagen 
müssen nach den anerkannten Regeln der Technik (DIN 1988) erstellt werden. 
 
Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen Flächen (insbe-
sondere Verkehrsflächen) ist auf dem Grundstück vorrangig breitflächig unter Aus-
nutzung der belebten Bodenzone zu versickern. Sollte diese Art der Versickerung 
nicht umsetzbar sein, sind linienförmige (Rohr-/Rigolenversickerung) vor punktförmi-
gen Versickerungsanlagen (Sickerschacht) zu errichten. Bei der Versickerung von 
Niederschlägen von Verkehrsflächen ist vor dieser gezielten Versickerung ein Ab-
setzschacht zu errichten. 
 
Oberflächiger Versickerungsgraben (Bestand) 
 
 

12. Bauvorlagen Freiflächengestaltungsplan und Baumbestandsplan 
Mit jedem Bauantrag ist ein fachlich qualifizierter Freiflächengestaltungsplan mit Dar-
stellung der vorgesehenen Begrünungsmaßnahmen und befestigten Flächen im 
Maßstab 1:100 oder 1:200 einzureichen. In diesem oder in einem gesonderten 
Baumbestandsplan ist der zu erhaltende, sowie zur Fällung vorgesehenen Baumbe-
stand, sowie die fachlichen Baumschutzmaßnahmen während der Bauzeit. 
 
 

13. Baumbestand 
 
Baum Bestand, zur Fällung vorgeschlagen 
 
Baum Bestand, zum Erhalt vorgeschlagen 
 
 

14. Besonderer Artenschutz 
Die Belange des besonderen Artenschutzes wurden im Rahmen einer Vorprüfung 
beurteilt. Es kann festgestellt werden, dass unter Berücksichtigung der festgesetzten 
Vermeidungsmaßnahmen für keine Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, sowie 
für keine europäische Vogelarten gemäß Art. 1 der EU-VRL Verbotstatbestände des 
§ 44 Abs. 1 i.V. m Abs. 5 erfüllt werden. 
 
 

15. Altlasten 
Umgrenzung von Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdeten Stoffen be-
lastet sind, sowie in deren Untergrund bestehende Auffüllungen besondere Maßnah-
men bei der Gründung von Bauwerken erforderlich machen können. 
 
 

16. Brandschutz 
Das Hydrantennetz ist nach dem Merkblatt Nr. 1.9-6 vom 25.4.1994 des Bayer. Lan-
desamts für Wasserwirtschaft, bzw. nach den Technischen Regeln des Deutschen 
Vereins des Gas- und Wasserfachs e.V. (DVGW) – Arbeitsblätter W331 und W405 – 
auszubauen. Ggf. ist der Löschwasserbedarf nach dem Ermittlungs- und Richtwert-
verfahren des ehemaligen Bayer. Landesamts für Brand- und Katastrophenschutz zu 
ermitteln. Der Hydrantenplan ist von der Unteren Bauaufsicht gegenzuzeichnen. 
 
Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahr-
bahnbreite, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jeder-
zeit ungehindert befahren werden können. Die Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeu-
ge bis 16t (Achslast 10t) ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf die DIN 14090 „Flächen 
für die Feuerwehr auf Grundstücken“ hingewiesen. 
 
Auf ergänzende allgemeine Hinweise zur Sicherstellung des abwehrenden Brand-
schutzes der Regierung von Oberbayern, Abteilung Brandschutz, aufgenommen in 
die Begründung zum Bebauungsplan, wird verwiesen.  
 
 

17. Anzahl und Ausbildung der Stellplätze 
Die Berechnungsgrundlage und erforderliche Mindestanzahl von Stellplätzen bezieht 
sich auf den gesamten räumlichen Geltungsbereich des B-Plan Nr. 66 „Gemeinbe-
darfflächen am Feodor-Lynen-Gymnasium“ in der Fassung vom 31.08.2006, Recht-
kraft 11.10.2006. 
 
Maßgeblich für den detaillierten Nachweis zur Einhaltung der erforderlichen Mindest-
stellplatzanzahl  ist der Stellplatznachweis des Büros Roos Landschaftsarchitekt, Al-
penplatz 3, 85141 München in der Fassung vom 07. Juli 2011. Dieser ist als Anlage 
der Begründung zu diesem Bebauungsplan beigefügt. 
 
 

18. Parkplatzbereich Nord / Parkplatzbereich Süd 
Die Parkplatzbereiche Nord sind für unbeschränkte Nutzung zugelassen. 
Die Parkplatzbereiche Süd sind ausschließlich für eine Nutzung außerhalb der nächt-
lichen Ruhezeiten zugelassen. Die Nutzungszeitbeschränkung ist in Auflagen zur 
Baugenehmigung festzulegen 
 
Maßgeblich für die detaillierten Maßnahmen zur Einhaltung des Schallschutzes sind 
die Ergebnisse der Schalltechnischen Verträglichkeitsuntersuchung, Büro Müller-
BBM, Robert-Koch-Straße 11, 82152 Planegg, Bericht Nr. M81 209/5 in der Fassung 
vom 05. Juli 2011. Diese ist als Anlage der Begründung zu diesem Bebauungsplan 
beigefügt.                                                                                        .                      
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